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SATZUNG

der
Private Assets SE & Co. KGaA

A.
Allgemeine Bestimmungen

81
Firma, Sitz und Geschaftsjahr

Die Gesellschaft ist eine Kommanditgesellschaft auf Aktien und fihrt die Firma
Private Assets SE & Co. KGaA.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hamburg.

Das Geschaéftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens der Private Assets SE & Co. KGaA ist die Verwal-
tung des eigenen Vermoégens, der Erwerb das Halten und die Verauf3erung von Un-
ternehmensbeteiligungen sowie, soweit diese keiner spezialgesetzlichen Erlaubnis
bedurfen: Unternehmensberatung, Finanzierung- und Emissionsberatung und IPO-
Begleitung.

Die Gesellschaft ist zu verwandten Geschéaften und allen Geschéaften und Mal3nah-
men berechtigt, die mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhé&ngen
oder diesen beguinstigen bzw. direkt oder indirekt fordern, insbesondere im In- und
Ausland zur Griindung oder zum Erwerb von anderen Unternehmen, zur Beteiligung
an anderen Unternehmen, zur Ubernahme ihrer Geschéftsfiihrung und/oder Vertre-
tung sowie zur Ubertragung auch wesentlicher Unternehmensbereiche auf Unter-
nehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt ist, und zur Errichtung von Zweignie-
derlassungen und Betriebsstatten im In- und Ausland. Die Gesellschaft darf sich
weltweit betatigen.

Die Gesellschaft kann Ihre Tatigkeiten auch auf einen Teil der in § 2 Abs. (1) ge-
nannten Tatigkeitsfelder beschranken. Sie kann den Gegenstand des Unterneh-
mens gemal} § 2 Abs. (1) auch ganz oder teilweise durch verbundene Unternehmen
im Sinne der 88 15 ff. AktG oder Unternehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt
ist (einschlie3lich Gemeinschaftsunternehmen), verfolgen oder auf diese tUbertragen
oder auslagern und sich auf die Verwaltung der Beteiligungen oder die Tatigkeit als
geschaéftsleitende Holding-Gesellschaft beschranken.
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§3
Bekanntmachung und Ubermittlung von Informationen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Sofern ge-
setzlich zwingend eine andere Bekanntmachungsform erforderlich ist, tritt an die
Stelle des Bundesanzeigers diese Bekanntmachungsform.

Informationen an die Aktionare der Gesellschaft kdnnen unter den gesetzlich vorge-
sehenen Bedingungen auch im Wege der Datenferniibertragung tbermittelt werden.

B.
Grundkapital und Aktien

§4
Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt EUR 4.610.815,00 (in Worten: vier Milli-
onen sechshundertzehntausendachthundertfiinfzehn Euro).

Das Grundkapital ist eingeteilt in 4.610.815 Stiickaktien (Aktien ohne Nennbetrag).

Das bei der Umwandlung der Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien
vorhandene Grundkapital in Hohe von EUR 4.610.815,00 (in Worten: vier Millionen
sechshundertzehntausendachthundertflinfzehn Euro) wurde vollstandig durch den
Formwechsel des Rechtstragers bisheriger Rechtsform, der im Handelsregister des
Amtsgerichts Hamburg unter HRB 177385 eingetragenen Private Assets AG mit Sitz
in Hamburg, erbracht.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 411.675,00 (in Worten: vier-
hundertelftausendsechshundertfiinfundsiebzig Euro) durch Ausgabe von bis zu
411.675 neuen auf den Inhaber lautenden Stiickaktien bedingt erhéht (Bedingtes
Kapital 2023/1).

Das Bedingte Kapital 2023/1 dient der Gewahrung von Aktien an die Inhaber von
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, (bzw. Kombinationen dieser In-
strumente), die gemal der Ermachtigung vom 29. August 2023 von der Gesellschaft
oder durch eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligungsgesellschaft der Gesell-
schaft begeben werden. Die bedingte Kapitalerh6hung ist nur insoweit durchzuftih-
ren, wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht wird oder ent-
sprechende Pflichten zu erfillen sind und soweit nicht andere Erflllungsformen zur
Bedienung eingesetzt werden.

Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschéftsjahres an, in dem sie entste-
hen, und fiir alle nachfolgenden Geschéftsjahre am Gewinn teil.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist ermachtigt, die weiteren Einzelheiten
der Durchfiihrung der bedingten Kapitalerh6hung festzusetzen.
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Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inan-
spruchnahme des Bedingten Kapitals 2023/I und nach Ablauf samtlicher Options-
und Wandlungsfristen zu andern.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist erméachtigt, das Grundkapital der Ge-
sellschaft in der Zeit bis einschlie3lich 28. August 2028 mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 2.305.407,00 (in Wor-
ten: zwei Millionen dreihundertfinftausendvierhundertsieben Euro) durch Ausgabe
von bis zu 2.305.407 neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien gegen Bar-
und/oder Sacheinlagen zu erhéhen (Genehmigtes Kapital 2023/1).

Den Aktionaren ist grundsétzlich ein Bezugsrecht einzuraumen. Die Aktien kdnnen
dabei nach § 186 Abs. 5 AktG auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder
geman § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes Uber
das Kreditwesen tatigen Unternehmen mit der Verpflichtung Glbernommen werden,
sie den Aktiondren der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Be-
zugsrecht).

Die personlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ermachtigt, das Bezugsrecht der
Aktionare mit Zustimmung des Aufsichtsrats fiir eine oder mehrere Kapitalerhéhun-
gen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2023/l auszuschlieRen,

()  um Spitzenbetrage vom Bezugsrecht auszunehmen;

(i)  zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Borsenpreis der bereits bérsennotierten Aktien der Gesell-
schaft (einschlie3lich der Notierung im Freiverkehr) nicht wesentlich im Sinne
der 88 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der
auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemaf3 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals
insgesamt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht tiberschreitet, und
zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch — wenn dieser Betrag
geringer ist — im Zeitpunkt der Ausibung des Genehmigten Kapitals 2023/1.
Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfallt, (a) die wahrend der Lauf-
zeit des Genehmigten Kapitals 2023/l aufgrund einer Ermachtigung zur Ver-
aulerung eigener Aktien gemaf 8 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 AktG in
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts
der Aktionare veraul3ert werden; (b) die zur Bedienung von Wandelschuldver-
schreibungen und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen
dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam ,Schuldverschreibungen®),
die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflich-
ten ausgestattet sind und die von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren
oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder noch aus-
gegeben werden, sofern diese Schuldverschreibungen in entsprechender An-
wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wéahrend der Laufzeit des Genehmig-
ten Kapitals 2023/l unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre ausge-
geben werden; (c) die wahrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2023/
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aus anderem genehmigtem Kapital gemaf § 203 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung
mit 8 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder auf der Grundlage sonstiger Kapitalmal3-
nahmen in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére ausgegeben werden;

zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbesondere — aber ohne Be-
schrankung hierauf — im Rahmen von Unternehmenszusammenschlissen
oder zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Betrie-
ben, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen
Vermobgensgegenstanden, einschlielich Forderungen gegen die Gesellschaft
oder ihre Konzerngesellschaften, oder zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen, die gegen Sacheinlagen ausgegeben werden;

soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldverschrei-
bungen, die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Op-
tionspflichten ausgestattet sind und die von der Gesellschaft oder einer unmit-
telbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder
noch ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue, auf den Inhaber lau-
tende Stuckaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewahren, wie es ihnen
nach Auslbung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfullung von
Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionar zustiinde oder soweit die Ge-
sellschaft ein Wahlrecht beziglich solcher Schuldverschreibungen austbt,
ganz oder teilweise Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des falligen
Geldbetrags zu gewahren;

um im Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktienbasierten Pro-
grammen den geschéftsfilhrenden Direktoren der persotnlich haftenden Ge-
sellschafterin der Gesellschaft, Mitgliedern des Vertretungsorgans eines mit
der Gesellschaft im Sinne von 8 15 AktG verbundenen Unternehmens oder
Arbeitnehmern der Gesellschaft und ihrer im Sinne von § 15 AktG verbunde-
nen Unternehmen neue Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage, einschliel3-
lich Forderungen gegen die Gesellschaft, zu gewahren. Die neuen Aktien kon-
nen dabei auch unter Zwischenschaltung eines Kreditinstituts oder eines nach
8§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder 8§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Kreditwesenge-
setzes tatigen Unternehmens ausgegeben werden. Soweit gesetzlich zulas-
sig, kdnnen die neuen Aktien auch in der Weise ausgegeben werden, dass die
auf sie zu leistende Einlage aus dem Teil des Jahresiiberschusses gedeckt
wird, den Vorstand und Aufsichtsrat nach 8 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinn-
ricklagen einstellen kénnten. Soweit den geschéftsfiihrenden Direktoren der
personlich haftenden Gesellschafterin der Gesellschaft Aktien gewahrt wer-
den sollen, entscheidet hieriiber der Gesellschafterausschuss der Gesell-
schatft;

zur Durchfuhrung einer Aktiendividende, in deren Rahmen Aktien der Gesell-

schaft (auch teilweise und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividendenan-
spruchen der Aktionare ausgegeben werden (Aktiendividende).
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Durch die Ausnutzung der vorstehend unter Ziffer (v) enthaltenen Ermachtigung darf
ein anteiliger Betrag in Hohe von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht
Uberschritten werden, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der
Hauptversammlung Uber diese vorstehende Ermachtigung noch im Zeitpunkt der
Ausnutzung dieser Ermachtigung. Auf diese 10 %-Grenze sind diejenigen Aktien
anzurechnen, die aus genehmigtem Kapital und/oder bedingtem Kapital oder aus
eigenen Aktien an geschaftsfihrende Direktoren der personlich haftenden Gesell-
schafterin der Gesellschaft, Mitglieder des Vertretungsorgans eines mit der Gesell-
schaft im Sinne von § 15 AktG verbundenen Unternehmens oder Arbeitnehmer der
Gesellschaft und ihrer im Sinne von § 15 AktG verbundenen Unternehmen wahrend
der Laufzeit dieser Ermachtigung ausgegeben oder Ubertragen wurden.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist ferner ermachtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-
ausgabe festzulegen. Dies umfasst auch die Festlegung der Gewinnanteilsberech-
tigung der neuen Aktien, welche abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auch fiir ein be-
reits abgelaufenes Geschaftsjahr festgelegt werden kann. Der Aufsichtsrat ist er-
machtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023/I oder dem Ablauf der
Frist fr die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023/l die Fassung der Satzung
entsprechend anzupassen.

85
Aktien

Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Inhaber.

Der Anspruch der Aktionare auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit
dies gesetzlich zulassig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer Borse
erforderlich ist, an der die Aktie zum Handel zugelassen ist. Die Gesellschaft ist be-
rechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelaktien) oder meh-
rere Aktien (Sammelaktien) verkdrpern. Ein Anspruch der Aktionare auf die Ausgabe
von Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen ist ausgeschlossen.

Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheinen bestimmt die personlich haftende Gesellschafterin. Das Gleiche gilt
fur Schuldverschreibungen und Zinsscheine.

Bei einer Erhéhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien ab-
weichend von § 60 AktG bestimmt werden.
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C.
Verfassung der Gesellschaft

l.
Persodnlich haftende Gesellschafterin

8§86
Persdnlich haftende Gesellschafterin, Sondereinlage, Rechtsverhaltnisse,
Ausscheiden

Personlich haftende Gesellschafterin der Gesellschaft ist die
Private Assets Management SE
mit Sitz in Minchen.

Die personlich haftende Gesellschafterin hat keine Sondereinlage erbracht und ist
hierzu weder berechtigt noch verpflichtet. Sie ist weder am Gewinn und Verlust noch
am Vermdgen (einschlieBlich der stillen Reserven) der Gesellschaft beteiligt. Im
Falle ihres Ausscheidens aus der Gesellschaft steht ihr kein Auseinandersetzungs-
guthaben zu. Ebenso ist sie nicht an einem Liquidationserlds beteiligt.

Scheidet die personlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus oder ist
dieses Ausscheiden abzusehen, so ist der Gesellschafterausschuss berechtigt und
verpflichtet, unverziglich bzw. zum Zeitpunkt des Ausscheidens der personlich haf-
tenden Gesellschafterin eine Kapitalgesellschaft, deren samtliche Anteile von der
Gesellschaft gehalten werden, als neue personlich haftende Gesellschafterin in die
Gesellschaft aufzunehmen. Scheidet die personlich haftende Gesellschafterin aus
der Gesellschaft aus, ohne dass gleichzeitig eine solche neue personlich haftende
Gesellschafterin aufgenommen worden ist, wird die Gesellschaft bergangsweise
von den Kommanditaktionéren allein fortgesetzt. Der Gesellschafterausschuss hat
in diesem Fall unverziglich die gerichtliche Bestellung eines Notvertreters zu bean-
tragen, der die Gesellschaft bis zur Aufnahme einer neuen personlich haftenden
Gesellschafterin gemal Satz 1 dieses Absatzes vertritt, insbesondere bei Erwerb
bzw. Grindung dieser personlich haftenden Gesellschafterin. Der Aufsichtsrat ist
ermachtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Wechsel der personlich
haftenden Gesellschafterin zu berichtigen.

8§87
Geschaftsfiuhrung und Vertretung der Gesellschaft, Aufwendungsersatz
und Vergitung

Die Gesellschaft wird gesetzlich allein durch die persénlich haftende Gesellschafte-
rin vertreten. Ausgenommen sind Rechtsbeziehungen zwischen der Gesellschaft ei-
nerseits und der personlich haftenden Gesellschafterin und/oder ihren Organmitglie-
dern andererseits sowie die Austibung von Rechten aus oder im Zusammenhang
mit den von der Gesellschaft an der persdnlich haftenden Gesellschafterin gehalte-
nen Anteilen. Insoweit vertritt allein der Gesellschafterausschuss die Gesellschaft.
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Der Gesellschafterausschuss kann die personlich haftende Gesellschafterin und
einzelne, mehrere oder samtliche Mitglieder des Vertretungsorgans der personlich
haftenden Gesellschafterin generell oder fir den Einzelfall von den Beschrankungen
gemal § 181 BGB befreien, soweit dies gesetzlich zuldssig ist; § 112 AktG bleibt
unberdhrt.

Prokuristen der Gesellschaft kdnnen nur in der Weise bestellt werden, dass sie ge-
meinsam mit der personlich haftenden Gesellschafterin oder einem weiteren Proku-
risten zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind.

Die Fuhrung der Geschéfte der Gesellschaft obliegt der persdnlich haftenden Ge-
sellschafterin. Ausgenommen sind Rechtsbeziehungen zwischen der Gesellschaft
einerseits und der personlich haftenden Gesellschafterin und/oder ihren Organmit-
gliedern andererseits sowie die Austibung von Rechten aus oder im Zusammenhang
mit den von der Gesellschaft an der personlich haftenden Gesellschafterin gehalte-
nen Anteilen. Insoweit fuhrt allein der Gesellschafterausschuss die Geschafte der
Gesellschaft.

Die Geschaftsfuhrungsbefugnis der personlich haftenden Gesellschafterin und des
Gesellschafterausschusses umfasst auch aul3ergew6hnliche Geschaftsfihrungs-
maflnahmen. Das Zustimmungs- bzw. Widerspruchsrecht der Aktionare in der
Hauptversammlung bei auRergewothnlichen Geschaftsfihrungsmalnahmen ist aus-
geschlossen.

Der personlich haftenden Gesellschafterin werden samtliche Auslagen im Zusam-
menhang mit der Fihrung der Geschafte der Gesellschaft, einschlief3lich der Vergu-
tung ihrer Organmitglieder, ersetzt. Die personlich haftende Gesellschafterin rechnet
ihre Aufwendungen grundsatzlich monatlich ab; sie kann Vorschuss verlangen.

Die personlich haftende Gesellschafterin erhalt fir die Ubernahme der Geschéfts-
fuhrung der Gesellschaft und der Haftung von der Gesellschaft eine gewinn- und
verlustunabhangige jahrliche Vergitung in Hohe von 4 % ihres Grundkapitals, zu-
zlglich einer etwaig geschuldeten Umsatzsteuer.

Im Verhaltnis zu den Kommanditaktionaren sind alle Vergitungen und Bezlge der
personlich haftenden Gesellschafterin ungeachtet etwa abweichender steuerlicher
Vorschriften als Aufwand der Gesellschaft zu behandeln.

Die personlich haftende Gesellschafterin und ihre Organmitglieder werden in eine
im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener Hohe unterhaltene Ver-
mdgensschaden-Haftpflichtversicherung einbezogen, soweit eine solche besteht.
Die Pramien hierfur entrichtet die Gesellschatt.
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Aufsichtsrat

§8
Zusammensetzung, Wahlen, Amtszeit

Der Aufsichtsrat besteht aus drei (3) Mitgliedern, die von der Hauptversammlung
gewahlt werden.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festle-
gung der Amtszeit durch die Hauptversammlung fir die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung bestellt, die Uber die Entlastung fir das vierte Geschaftsjahr
nach Beginn der Amtszeit beschliel3t. Das Geschaftsjahr, in welchem die Amtszeit
beginnt, wird hierbei nicht mitgerechnet. Die einmalige oder mehrmalige Wiederbe-
stellung von Mitgliedern des Aufsichtsrats ist zulassig.

Eine Nachwabhl fur ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Mitglied des Auf-
sichtsrats erfolgt fir den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds des Auf-
sichtsrats, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abwei-
chend bestimmt. Entsprechendes gilt, wenn eine Nachwahl wegen Wahlanfechtung
notwendig wird.

Die Hauptversammlung kann fir die von ihr gewahlten Mitglieder des Aufsichtsrats
gleichzeitig Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Bestellung festzule-
genden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats werden, wenn Mitglieder des Auf-
sichtsrats, als deren Ersatzmitglieder sie bestellt wurden, vor Ablauf ihrer Amtszeit
aus dem Aufsichtsrat ausscheiden, ohne dass ein Nachfolger gewahlt wird. Tritt ein
Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit
Beendigung der Hauptversammlung, in der eine Nachwahl nach vorstehendem
§ 8 Abs. (3) stattfindet, spatestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschie-
denen Mitglieds des Aufsichtsrats. Erlischt das Amt des an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitglieds getretenen Ersatzmitglieds infolge der Nachwahl, bedarf diese
Nachwahl einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. War das in-
folge einer Nachwahl ausgeschiedene Ersatzmitglied fir mehrere Mitglieder des
Aufsichtsrats bestellt worden, lebt seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne
wichtigen Grund durch schriftliche Erklarung gegentber dem Vorsitzenden des Auf-
sichtsrats oder, im Falle einer Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden, gegen-
Uber seinem Stellvertreter mit einer Frist von einem Monat niederlegen. Der Vorsit-
zende des Aufsichtsrats oder, im Falle der Amtsniederlegung durch den Vorsitzen-
den, sein Stellvertreter kdnnen die Frist abkirzen oder auf die Einhaltung der Frist
verzichten.

Geschéftsfuhrende Mitglieder des Leitungsorgans der personlich haftenden Gesell-
schafterin kénnen nicht Mitglieder des Aufsichtsrats der Gesellschaft sein; die Mit-
gliedschaft als nicht geschéftsfilhrendes Mitglied im Leitungsorgan der personlich
haftenden Gesellschafterin sowie die Mitgliedschaft im Gesellschafterausschuss der
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Gesellschaft sind mit einer Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Gesellschaft vereinbar,
soweit zwingende gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen.

89
Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
Die Wabhl soll im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Mitglieder des Auf-
sichtsrats neu gewéhlt worden sind, erfolgen; zu dieser Sitzung bedarf es keiner
besonderen Einladung. Bei der Wahl des Vorsitzenden des Aufsichtsrats Gbernimmt
das an Lebensjahren alteste Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz.

Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei
der Wahl eine kiirzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Auf-
sichtsrats.

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat
der Aufsichtsrat jeweils unverziglich eine Neuwahl vorzunehmen.

Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat in allen Fallen, in denen er bei Verhinderung
des Vorsitzenden in dessen Stellvertretung handelt, die gleichen Rechte wie der
Vorsitzende.

Willenserklarungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den
Vorsitzenden und, wenn dieser verhindert ist, von seinem Stellvertreter abgegeben.
Der Vorsitzende und bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter sind erméchtigt,
Erklarungen fir den Aufsichtsrat entgegenzunehmen.

810
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch Gesetz oder die Sat-
zung zugewiesen werden. Wenn und solange der Gesellschafterausschuss der Ge-
sellschaft nicht vollstandig gemal § 14 Abs. (1) dieser Satzung besetzt ist, nimmt
der Aufsichtsrat voribergehend auch die Aufgaben und Befugnisse des Gesell-
schafterausschusses der Gesellschaft wahr.

Der Aufsichtsrat hat die Geschéftsfihrung der persénlich haftenden Gesellschafterin
zu Uberwachen. Der Aufsichtsrat kann die Biucher und Schriften sowie die Vermo-
gensgegenstande der Gesellschaft einsehen und prifen.

In Abweichung zu 8§ 287 Abs. 1 AktG fuhrt der Gesellschafterausschuss die Be-
schlisse der Kommanditaktionare aus und vertritt die Kommanditaktionére gegen-
uber der personlich haftenden Gesellschafterin. In Abweichung zu 8 284 Abs. 1
AktG entscheidet der Gesellschafterausschuss Uber die Befreiung der personlich
haftenden Gesellschafterin und ihrer Organmitglieder vom Wettbewerbsverbot.

Der Aufsichtsrat ist ohne Beschluss der Hauptversammilung befugt, Anderungen der
Satzung zu beschliel3en, die nur ihre Fassung betreffen.
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§11
Sitzungen und Beschlussfassung des Aufsichtsrats

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter Angabe der
Tagesordnung einberufen. Die Einberufung kann im Wege der elektronischen Kom-
munikation erfolgen. Im Ubrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des Aufsichts-
rats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Regelungen der Geschéftsordnung
fur den Aufsichtsrat.

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden geleitet.

Beschlisse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anord-
nung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsrats kon-
nen Sitzungen auch im Wege elektronischer Kommunikation stattfinden oder kon-
nen Mitglieder zu Sitzungen im Wege der elektronischen Kommunikation zugeschal-
tet werden; in diesen Fallen kann die Beschlussfassung im Wege der elektronischen
Kommunikation erfolgen. Abwesende Mitglieder des Aufsichtsrats kénnen auch
dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche
Stimmabgaben durch ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats tberreichen lassen.
Daruiber hinaus konnen sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, wahrend der
Sitzung oder nachtraglich innerhalb einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu
bestimmenden angemessenen Frist auch mindlich oder im Wege der elektroni-
schen Kommunikation abgeben. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsit-
zenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht.

Eine Beschlussfassung Uber Gegenstande der Tagesordnung, die nicht in der Ein-
ladung enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt
worden sind, ist nur zuldssig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. Ab-
wesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden angemessenen Frist schrift-
lich, mundlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation der Beschlussfas-
sung zu widersprechen oder ihre Stimme abzugeben. Der Beschluss wird erst wirk-
sam, wenn kein abwesendes Mitglied des Aufsichtsrats innerhalb der Frist wider-
sprochen hat.

Beschlussfassungen kénnen auch auferhalb von Sitzungen schriftlich oder im
Wege der elektronischen Kommunikation sowie in Kombination der vorgenannten
Formen erfolgen, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats dies unter Beachtung ei-
ner angemessenen Frist anordnet oder sich alle Mitglieder des Aufsichtsrats an der
Beschlussfassung beteiligen. Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der
Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil. Ein Recht
zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschluss-
fassung besteht nicht.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder, aus
denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen. In jedem
Fall missen drei (3) Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Abwesende
Mitglieder des Aufsichtsrats, die nach MalRgabe von § 11 Abs. (3) bzw. Abs. (5) ihre
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Stimme abgeben, sowie Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme
enthalten, nehmen in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil.

Beschlusse des Aufsichtsrats bedurfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen,
soweit das Gesetz oder die Satzung nicht zwingend etwas anderes bestimmen.
Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

Uber die Beschliisse und Sitzungen (im Sinne von § 11 Abs (3)) des Aufsichtsrats
sind Niederschriften zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung oder bei
Beschlissen auf3erhalb von Sitzungen (im Sinne von § 11 Abs. (3)) vom Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats oder bei dessen Verhinderung durch dessen Stellvertreter zu
unterzeichnen sind. Das Nahere bestimmt die Geschaftsordnung des Aufsichtsrats.

Soweit nicht ausschlieflich interne Organisationsfragen des Aufsichtsrats betroffen
sind, hat jedes Mitglied des Leitungsorgans der personlich haftenden Gesellschaf-
terin grundsatzlich ein Anwesenheitsrecht bei den Sitzungen des Aufsichtsrats, so-
fern der Aufsichtsrat im Einzelfall durch Beschluss keine abweichende Anordnung
trifft.

§12
Geschaftsordnung fir den Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmun-
gen dieser Satzung eine Geschaftsordnung.

(1)

(2)

®3)

§13
Vergutung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats werden die in Austibung ihres Amtes entstande-
nen notwendigen Auslagen erstattet, zu denen auch die anfallende Umsatzsteuer
gehort.

Uber die Hohe der Vergiitung beschlieRt die Hauptversammlung. Die Hauptver-
sammlung kann die Vergutung des Aufsichtsrats auch fur die gesamte Wahlperiode
festlegen.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von
dieser in angemessener Hohe unterhaltene Vermdgensschaden-Haftpflichtversi-
cherung fur Organmitglieder einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Pramien
hierfur entrichtet die Gesellschatft.
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M.
Gesellschafterausschuss

8§14
Zusammensetzung, Wahlen, Amtszeit

Der Gesellschafterausschuss besteht aus drei (3) Mitgliedern, die von der Haupt-
versammlung gewéahlt werden.

Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses werden vorbehaltlich einer anderwei-
tigen Festlegung der Amtszeit durch die Hauptversammlung bis zur Beendigung der
Hauptversammlung bestellt, die Uber die Entlastung fir das vierte Geschaftsjahr
nach dem Beginn der Amtszeit beschliel3t. Das Geschéftsjahr, in welchem die Amts-
zeit beginnt, wird hierbei nicht mitgerechnet. Die einmalige oder mehrmalige Wie-
derbestellung von Mitgliedern des Gesellschafterausschusses ist zulassig.

Eine Nachwahl fur ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Mitglied des Ge-
sellschafterausschusses erfolgt fir den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen
Mitglieds des Gesellschafterausschusses, soweit die Hauptversammlung die Amts-
zeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt. Entsprechendes gilt, wenn eine
Nachwahl wegen Wahlanfechtung notwendig wird.

Die Hauptversammlung kann fir die Mitglieder des Gesellschafterausschusses
gleichzeitig Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Bestellung festzule-
genden Reihenfolge Mitglieder des Gesellschafterausschusses werden, wenn Mit-
glieder des Gesellschafterausschusses, als deren Ersatzmitglieder sie bestellt wur-
den, vor Ablauf ihrer Amtszeit aus dem Gesellschafterausschuss ausscheiden, ohne
dass ein Nachfolger gewahlt wird. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit Beendigung der Hauptversammlung,
in der eine Nachwahl nach vorstehendem § 14 Abs. (3) stattfindet, spatestens je-
doch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds des Gesellschafter-
ausschusses. Erlischt das Amt des an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds
getretenen Ersatzmitglieds infolge der Nachwahl, bedarf diese Nachwahl einer
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. War das infolge einer Nach-
wahl ausgeschiedene Ersatzmitglied fir mehrere Mitglieder des Gesellschafteraus-
schusses bestellt worden, lebt seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf.

Jedes Mitglied des Gesellschafterausschusses und jedes Ersatzmitglied kann sein
Amt auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklarung gegeniiber dem Vorsit-
zenden des Gesellschafterausschusses oder, im Falle einer Amtsniederlegung
durch den Vorsitzenden, gegeniber seinem Stellvertreter mit einer Frist von einem
Monat niederlegen. Der Vorsitzende des Gesellschafterausschusses oder, im Falle
der Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden, sein Stellvertreter kénnen die Frist
abkirzen oder auf die Einhaltung der Frist verzichten.

Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses kénnen von der Hauptversammlung

vor Ablauf inrer Amtszeit abberufen werden. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit,
die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst.
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Geschéftsfuhrende Mitglieder des Leitungsorgans der personlich haftenden Gesell-
schafterin kdnnen nicht Mitglieder des Gesellschafterausschusses sein; die Mitglied-
schaft als nicht geschaftsfihrendes Mitglied im Leitungsorgan der personlich haf-
tenden Gesellschafterin sowie die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Gesellschaft
sind mit einer Mitgliedschaft im Gesellschafterausschuss vereinbar, soweit zwin-
gende gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen.

8§15
Vorsitzender und Stellvertreter

Der Gesellschafterausschuss wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen
Stellvertreter. Die Wahl soll im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Mit-
glieder des Gesellschafterausschusses neu gewahlt worden sind, erfolgen; zu die-
ser Sitzung bedarf es keiner besonderen Einladung. Bei der Wahl des Vorsitzenden
des Gesellschafterausschusses tbernimmt das an Lebensjahren alteste Mitglied
des Gesellschafterausschusses den Vorsitz.

Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei
der Wahl eine kirzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Ge-
sellschafterausschusses.

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat
der Gesellschafterausschuss jeweils unverziiglich eine Neuwahl vorzunehmen.

Stellvertreter haben die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Gesellschafter-
ausschusses, wenn dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertretern gilt die bei
ihrer Wahl bestimmte Reihenfolge.

Willenserklarungen des Gesellschafterausschusses werden namens des Gesell-
schafterausschusses durch den Vorsitzenden und, wenn dieser verhindert ist, von
seinem Stellvertreter abgegeben. Der Vorsitzende und bei dessen Verhinderung
sein Stellvertreter sind ermé&chtigt, Erklarungen fir den Gesellschafterausschuss
entgegenzunehmen.

8§16
Aufgaben und Befugnisse des Gesellschafterausschusses

Der Gesellschafterausschuss hat die Aufgabe, die ihm von der Hauptversammlung
oder durch die Satzung Ubertragenen Angelegenheiten durchzufuhren.

Der Gesellschafterausschuss hat Vertretungsmacht sowie Geschaftsfiihrungsbe-
fugnis fur die Rechtsverhaltnisse zwischen der Gesellschaft einerseits und der per-
sonlich haftenden Gesellschafterin und/oder den Organmitgliedern der persoénlich
haftenden Gesellschafterin andererseits. Dartuber hinaus Ubt er samtliche Rechte
aus oder im Zusammenhang mit den von der Gesellschaft an der persotnlich haften-
den Gesellschafterin gehaltenen Anteilen aus; insbesondere obliegen ihm die Aus-
Ubung des Stimmrechts in der Hauptversammlung der personlich haftenden Gesell-
schafterin und die Verfigung Uber die Anteile an der personlich haftenden Gesell-
schafterin.
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8§17
Sitzungen und Beschlussfassungen des Gesellschafterausschusses

Die Sitzungen des Gesellschafterausschusses werden durch den Vorsitzenden un-
ter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einberufung kann im Wege der elekt-
ronischen Kommunikation erfolgen. Im Ubrigen gelten hinsichtlich der Einberufung
des Gesellschafterausschusses die Regelungen der Geschaftsordnung fir den Ge-
sellschafterausschuss.

Die Sitzungen des Gesellschafterausschusses werden vom Vorsitzenden geleitet.

Beschlisse des Gesellschafterausschusses werden in der Regel in Sitzungen ge-
fasst. Auf Anordnung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des
Gesellschafterausschusses kénnen Sitzungen auch im Wege elektronischer Kom-
munikation stattfinden oder kénnen Mitglieder zu Sitzungen im Wege der elektroni-
schen Kommunikation zugeschaltet werden; in diesen Fallen kann die Beschluss-
fassung im Wege der elektronischen Kommunikation erfolgen. Abwesende Mitglie-
der des Gesellschafterausschusses kénnen auch dadurch an der Beschlussfassung
des Gesellschafterausschusses teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben
durch ein anderes Mitglied des Gesellschafterausschusses tiberreichen lassen. Dar-
Uber hinaus kénnen sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, wahrend der Sit-
zung oder nachtraglich innerhalb einer vom Vorsitzenden des Gesellschafteraus-
schusses zu bestimmenden angemessenen Frist auch mindlich oder im Wege der
elektronischen Kommunikation abgeben. Ein Recht zum Widerspruch gegen die
vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht.

Eine Beschlussfassung Uber Gegenstande der Tagesordnung, die nicht in der Ein-
ladung enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt
worden sind, ist nur zulassig, wenn kein Mitglied des Gesellschafterausschusses
widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu ge-
ben, binnen einer vom Vorsitzenden des Gesellschafterausschusses zu bestimmen-
den angemessenen Frist schriftlich, mindlich oder im Wege der elektronischen
Kommunikation der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme abzuge-
ben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied des Gesell-
schafterausschusses innerhalb der Frist widersprochen hat.

Beschlussfassungen kénnen auch auferhalb von Sitzungen schriftlich oder im
Wege der elektronischen Kommunikation sowie in Kombination der vorgenannten
Formen erfolgen, wenn der Vorsitzende des Gesellschafterausschusses dies unter
Beachtung einer angemessenen Frist anordnet oder sich alle Mitglieder des Gesell-
schafterausschusses an der Beschlussfassung beteiligen. Mitglieder, die sich bei
der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der Be-
schlussfassung teil. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden ange-
ordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht.

Der Gesellschafterausschuss ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der

Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teil-
nimmt. In jedem Fall miussen drei (3) Mitglieder an der Beschlussfassung
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teilnehmen. Abwesende Mitglieder des Gesellschafterausschusses, die nach Mal3-
gabe von § 17 Abs. (3) bzw. Abs. (5) ihre Stimme abgeben, sowie Mitglieder, die
sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an
der Beschlussfassung teil.

Der Gesellschafterausschuss fasst seine Beschlisse mit der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen, soweit nicht die Satzung zwingend etwas anderes bestimmt.

Uber die Beschliisse und Sitzungen (im Sinne von § 17 Abs. (3)) des Gesellschaf-
terausschusses sind Niederschriften zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen
Sitzung oder bei Beschliissen aufRerhalb von Sitzungen (im Sinne von § 17 Abs. (3))
vom Vorsitzenden des Gesellschafterausschusses oder bei dessen Verhinderung
durch dessen Stellvertreter zu unterzeichnen sind. Das N&here bestimmt die Ge-
schaftsordnung des Gesellschafterausschusses.

Soweit nicht ausschlie3lich interne Organisationsfragen des Gesellschafteraus-
schusses betroffen sind, hat jedes Mitglied des Leitungsorgans der personlich haf-
tenden Gesellschafterin grundsatzlich ein Anwesenheitsrecht bei den Sitzungen des
Gesellschafterausschusses, sofern der Gesellschafterausschuss im Einzelfall durch
Beschluss keine abweichende Anordnung trifft.

§18
Geschaftsordnung fur den Gesellschafterausschuss

Der Gesellschafterausschuss gibt sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
und der Bestimmungen dieser Satzung eine Geschaftsordnung.

Soweit die Satzung es zulasst, kann der Gesellschafterausschuss ihm obliegende
Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse und Rechte auf seinen Vorsitzenden oder ein-
zelne seiner Mitglieder tbertragen.

§19
Vergutung der Mitglieder des Gesellschafterausschusses

Den Mitgliedern des Gesellschafterausschusses werden die in Ausubung ihres Am-
tes entstandenen notwendigen Auslagen erstattet, zu denen auch die anfallende
Umsatzsteuer gehort.

Uber die Hohe einer etwaigen Vergitung beschlieRt die Hauptversammlung. Die
Hauptversammlung kann die Vergitung des Gesellschafterausschusses auch fur
die gesamte Wahlperiode festlegen.

Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses werden in eine im Interesse der Ge-
sellschaft von dieser in angemessener Hohe unterhaltene Vermdgensschaden-Haft-
pflichtversicherung fir Organmitglieder einbezogen, soweit eine solche besteht. Die
Pramien hierfur entrichtet die Gesellschaft.

Seite 15/20



§ 20
Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Mitglieder des
Gesellschafterausschusses

8§ 116 AktG qilt fur die Mitglieder des Gesellschafterausschusses entsprechend.

(1)

)

®3)

(4)

()

(1)

)

\2
Hauptversammlung

8§21
Ort und Einberufung

Die Hauptversammlung wird vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte des
Aufsichtsrats und einer Aktionarsminderheit durch die personlich haftende Gesell-
schafterin einberufen.

Die Hauptversammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der
Gesellschaft, in Frankfurt am Main oder in einer Hauptstadt eines Bundeslandes der
Bundesrepublik Deutschland statt.

Die Hauptversammlung ist mindestens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Min-
destfrist einzuberufen.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist erméchtigt vorzusehen, dass die Haupt-
versammlungen der Gesellschaft ohne physische Prasenz der Kommanditaktionére
oder ihrer Bevollméchtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden (vir-
tuelle Hauptversammlung), wenn sie innerhalb von funf (5) Jahren nach Eintragung
dieser Satzungsbestimmung in das Handelsregister stattfinden.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, vor
der Hauptversammlung Auskiinfte auf der Internetseite der Gesellschaft zu erteilen,
die dort mindestens sieben (7) Tage vor Beginn und ab diesem Zeitpunkt bis zum
Ende der Hauptversammlung durchgangig verfigbar sein missen. Ebenso missen
diese Auskunfte in der Hauptversammlung selbst durchgangig zugéanglich sein.

8§22
Teilnahme und Ausliibung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Austibung des Stimmrechts in
der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktiondre berechtigt, die sich rechtzeitig
angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfir mitgeteil-
ten Adresse mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der
Einberufung kann eine kirzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden.
Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind hierbei nicht mitzu-
rechnen.
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Die Anmeldung muss in Textform (8 126b BGB) oder auf einem sonstigen, von der
Gesellschaft ndher zu bestimmenden elektronischen Weg in deutscher oder engli-
scher Sprache erfolgen.

Der Nachweis des Aktienbesitzes nach § 22 Abs. (1) muss in Textform (8 126b
BGB) in deutscher oder englischer Sprache erfolgen; ein gemar den Anforderungen
des 8§ 67c Abs. 3 AktG durch den Letztintermediér in Textform (8 126b BGB) ausge-
stellter Nachweis tber den Anteilsbesitz des Aktionérs reicht aus und dieser kann
der Gesellschaft vom Letztintermediar auch direkt Ubermittelt werden. Der beson-
dere Nachweis Uber den Anteilsbesitz hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor
der Hauptversammlung (,Nachweisstichtag”) zu beziehen und muss der Gesell-
schaft unter der in der Einberufung hierflir mitgeteilten Adresse mindestens sechs
(6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kiirzere,
in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung
und der Tag des Zugangs sind jeweils nicht mitzurechnen.

Das Stimmrecht kann durch Bevollmachtigte ausgetibt werden. Die Erteilung der
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmachtigung gegentiber der Ge-
sellschaft bedirfen der Textform (8 126b BGB), sofern in der Einberufung keine Er-
leichterungen bestimmt werden. Die Einzelheiten fiir die Erteilung der Vollmachten,
ihren Widerruf und ihren Nachweis gegeniber der Gesellschaft werden mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. § 135 AktG bleibt unberthrt.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist ermachtigt vorzusehen, dass Aktionare
ihre Stimmen, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im
Wege elektronischer Kommunikation abgeben dirfen (Briefwahl). Die personlich
haftende Gesellschafterin ist auch erméachtigt, Bestimmungen zum Umfang und Ver-
fahren der Rechtsaustibung nach vorstehendem Satz 1 zu treffen.

Die personlich haftende Gesellschafterin ist ermachtigt vorzusehen, dass Aktionare
an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen
Bevollméachtigten teilnehmen und samtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation austiben kénnen (Online-Teil-
nahme). Die persotnlich haftende Gesellschafterin ist auch erméachtigt, Bestimmun-
gen zu Umfang und Verfahren der Teilnahme und Rechtsaustibung nach vorstehen-
dem Satz 1 zu treffen.

In der Hauptversammlung haben die Mitglieder des Leitungsorgans der personlich
haftenden Gesellschafterin ein Teilnahmerecht.

§23
Leitung der Hauptversammlung und Abstimmung

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, oder ein von ihm bestimmtes anderes Mitglied
des Aufsichtsrats flhrt den Vorsitz in der Hauptversammlung (Versammlungsleiter).
Fur den Fall, dass weder der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm hierfur
bestimmtes anderes Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz Gbernimmt, wird der Ver-
sammlungsleiter durch den Aufsichtsrat gewahlt; die gewahlte Person muss nicht
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dem Aufsichtsrat angehéren. Wahlt der Aufsichtsrat den Versammlungsleiter nicht,
so ist dieser durch die Hauptversammlung unter dem Vorsitz einer von der persén-
lich haftenden Gesellschafterin hierfur bestimmten Person zu wahlen.

Der Versammlungsileiter leitet die Verhandlungen und regelt den Ablauf der Haupt-
versammlung. Er kann sich hierbei, insbesondere bei der Auslbung des Haus-
rechts, der Unterstiitzung von Hilfspersonen bedienen. Er bestimmt die Reihenfolge
der Redner und der Behandlung der Tagesordnungspunkte sowie die Form, das
Verfahren und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung und kann, soweit gesetz-
lich zulassig, Uber die Zusammenfassung von sachlich zusammengehorigen Be-
schlussgegenstanden zu einem Abstimmungspunkt entscheiden.

Der Versammlungsleiter ist ermachtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionare,
insbesondere auch das Recht auf Nachfragen und Fragen zu neuen Sachverhalten,
zeitlich angemessen zu beschranken. Er kann dabei insbesondere Beschréankungen
der Redezeit, der Fragezeit (einschlie3lich der Zeit fur Nachfragen und Fragen zu
neuen Sachverhalten) oder der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit (ein-
schliel3lich der Zeit fir Nachfragen und Fragen zu neuen Sachverhalten) sowie den
angemessenen zeitlichen Rahmen fiir den ganzen Hauptversammlungsverlauf, fir
einzelne Gegenstande der Tagesordnung und fur einzelne Redner zu Beginn oder
wahrend des Verlaufs der Hauptversammlung angemessen festlegen; das schliel3t
insbesondere auch die Mdglichkeit ein, erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzei-
tig zu schlieRen und den Schluss der Debatte anzuordnen.

§24
Ubertragung der Hauptversammlung

Die personlich haftende Gesellschafterin ist ermachtigt, die Bild- und Tonubertra-
gung der Hauptversammlung zuzulassen. Die ndheren Einzelheiten regelt die per-
sonlich haftende Gesellschafterin.

Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats und des Gesellschafterausschus-
ses an der Hauptversammlung kann in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter im
Wege der Bild- und TonlUbertragung erfolgen, sofern das jeweilige Mitglied seinen
Wohnsitz im Ausland hat oder am Tag der Hauptversammlung an der Teilnahme
gehindert ist oder wenn die Hauptversammlung ohne physische Prasenz der Aktio-
nare oder ihrer Bevollmachtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird.

§25
Beschlussfassung

Jede Aktie gewahrt in der Hauptversammlung eine Stimme.

Beschlisse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehr-
heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, sofern nicht
nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder dieser Satzung eine héhere Mehr-
heit erforderlich ist. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezahlt. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt.
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(2)

®3)

(4)

(1)

Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die erforderliche Stimmenmehrheit nicht er-
reicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den Personen statt, die die hdchsten
Stimmzahlen erhalten haben. Bei der Stichwahl entscheidet die hdchste Stimmen-
zahl, bei Stimmengleichheit das durch den Versammlungsleiter zu ziehende Los.

Die Beschlisse der Hauptversammlung bedirfen der Zustimmung der perséonlich
haftenden Gesellschafterin, soweit sie Angelegenheiten betreffen, fir die bei einer
Kommanditgesellschaft das Einverstandnis der personlich haftenden Gesellschafter
und der Kommanditisten erforderlich ist. § 285 Abs. 2 Satz 2 AktG bleibt unberihrt.
Soweit die Beschlusse der Hauptversammlung der Zustimmung der personlich haf-
tenden Gesellschafterin bedurfen, erklart diese in der Hauptversammlung, ob den
Beschlissen zugestimmt wird oder ob diese abgelehnt werden.

V.
Jahresabschluss und Gewinnverwendung

8§ 26
Rechnungslegung

Die personlich haftende Gesellschafterin hat den Jahresabschluss und, soweit ge-
setzlich vorgeschrieben, den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben,
den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht fir das jeweils vorangegangene
Geschéftsjahr innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen und diese Unterlagen
unverziglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprifer vorzulegen. Zugleich hat
die personlich haftende Gesellschafterin dem Aufsichtsrat einen Vorschlag vorzule-
gen, den sie der Hauptversammlung fir die Verwendung des Bilanzgewinns unter-
breiten will.

Der Aufsichtsrat erteilt den Auftrag zur Prifung durch den Abschlussprfer. Vor der
Zuleitung des Prufungsberichts des Abschlussprifers an den Aufsichtsrat ist der
personlich haftenden Gesellschafterin Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Die personlich haftende Gesellschafterin kann bei Aufstellung des Jahresabschlus-
ses mit Zustimmung des Gesellschafterausschusses Betrage bis zur Halfte des Jah-
resiiberschusses in andere Gewinnrlcklagen einstellen. Sie ist dariiber hinaus mit
Zustimmung des Gesellschafterausschusses erméchtigt, weitere Betrdge bis zu ei-
nem Viertel des Jahresiberschusses in andere Gewinnriicklagen einzustellen, so-
lange und soweit die anderen Gewinnrticklagen die Halfte des Grundkapitals nicht
Ubersteigen und auch nach der Einstellung nicht Ubersteigen wiirden und soweit der
verbleibende Bilanzgewinn nicht 4 % des Grundkapitals unterschreitet.

Der Jahresabschluss wird durch Beschluss der Hauptversammlung mit Zustimmung
der persdnlich haftenden Gesellschafterin festgestellt.

8§27
Gewinnverwendung und ordentliche Hauptversammlung

Die Hauptversammlung beschliel3t Uber die Verwendung des Bilanzgewinns, Gber
die Entlastung der personlich haftenden Gesellschafterin, der Mitglieder des
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Aufsichtsrats und der Mitglieder des Gesellschafterausschusses sowie Uber die
Wahl des Abschlussprifers (ordentliche Hauptversammlung).

Die Anteile der Aktiondre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grund-
kapital.

Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschittung eine Ver-
wendung des Bilanzgewinns im Wege einer Sachausschittung beschlieRen. Sie
kann in dem Beschluss Uber die Verwendung des Bilanzgewinns Betréage in Ge-
winnricklagen einstellen oder als Gewinn vortragen.

VI.
Schlussbestimmungen

§28
Grindungsaufwand und Kosten des Formwechsels

Die Kosten der Griundung und ihrer Vorbereitung, insbesondere Notarkosten, die
Kosten der Eintragung im Handelsregister und der Bekanntmachungen tragt die Ge-
sellschaft bis zu einem Gesamtaufwand von EUR 5.000,00.

Die Gesellschaft tragt den Grundungsaufwand in Bezug auf den Formwechsel der
Private Assets AG in die Private Assets SE & Co. KGaA (insbesondere Notarkosten,
Kosten der anwaltlichen und steuerlichen Beratung, Kosten der Griindungsprifung,
Kosten der Handelsregistereintragung und Bekanntmachung) im Gesamtbetrag von
bis zu EUR 400.000,00 (in Worten: vierhunderttausend Euro).

829
Salvatorische Klausel

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen der Satzung ganz oder teilweise den gesetzli-
chen Vorschriften nicht entsprechen, unwirksam sein oder ihre Wirksamkeit spater verlie-
ren oder sollte sich in der Satzung eine Liicke herausstellen, so wird hierdurch die Giiltig-
keit der Ubrigen Bestimmungen nicht berthrt.

Seite 20/20



	A.  Allgemeine Bestimmungen
	§ 1  Firma, Sitz und Geschäftsjahr
	(1) Die Gesellschaft ist eine Kommanditgesellschaft auf Aktien und führt die Firma
	(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Hamburg.
	(3) Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

	§ 2  Gegenstand des Unternehmens
	(1) Gegenstand des Unternehmens der Private Assets SE & Co. KGaA ist die Verwaltung des eigenen Vermögens, der Erwerb das Halten und die Veräußerung von Unternehmensbeteiligungen sowie, soweit diese keiner spezialgesetzlichen Erlaubnis bedürfen: Unter...
	(2) Die Gesellschaft ist zu verwandten Geschäften und allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder diesen begünstigen bzw. direkt oder indirekt fördern, insbesondere im In- und Ausland zur Grün...
	(3) Die Gesellschaft kann Ihre Tätigkeiten auch auf einen Teil der in § 2 Abs. (1) genannten Tätigkeitsfelder beschränken. Sie kann den Gegenstand des Unternehmens gemäß § 2 Abs. (1) auch ganz oder teilweise durch verbundene Unternehmen im Sinne der §...

	§ 3  Bekanntmachung und Übermittlung von Informationen
	(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Sofern gesetzlich zwingend eine andere Bekanntmachungsform erforderlich ist, tritt an die Stelle des Bundesanzeigers diese Bekanntmachungsform.
	(2) Informationen an die Aktionäre der Gesellschaft können unter den gesetzlich vorgesehenen Bedingungen auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.


	B.  Grundkapital und Aktien
	§ 4  Grundkapital
	(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 4.610.815,00 (in Worten: vier Millionen sechshundertzehntausendachthundertfünfzehn Euro).
	(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 4.610.815 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag).
	(3) Das bei der Umwandlung der Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien vorhandene Grundkapital in Höhe von EUR 4.610.815,00 (in Worten: vier Millionen sechshundertzehntausendachthundertfünfzehn Euro) wurde vollständig durch den Formwechs...
	(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 411.675,00 (in Worten: vierhundertelftausendsechshundertfünfundsiebzig Euro) durch Ausgabe von bis zu 411.675 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/I).
	(5) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis einschließlich 28. August 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 2.305.407,00 (in Worten: zwei...

	§ 5  Aktien
	(1) Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Inhaber.
	(2) Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer Börse erforderlich ist, an der die Aktie zum Handel zugelassen ist. Die Gesellschaft ist ...
	(3) Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen bestimmt die persönlich haftende Gesellschafterin. Das Gleiche gilt für Schuldverschreibungen und Zinsscheine.
	(4) Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 AktG bestimmt werden.


	C.  Verfassung der Gesellschaft
	I.  Persönlich haftende Gesellschafterin
	§ 6  Persönlich haftende Gesellschafterin, Sondereinlage, Rechtsverhältnisse, Ausscheiden
	(1) Persönlich haftende Gesellschafterin der Gesellschaft ist die
	(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat keine Sondereinlage erbracht und ist hierzu weder berechtigt noch verpflichtet. Sie ist weder am Gewinn und Verlust noch am Vermögen (einschließlich der stillen Reserven) der Gesellschaft beteiligt. Im ...
	(3) Scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus oder ist dieses Ausscheiden abzusehen, so ist der Gesellschafterausschuss berechtigt und verpflichtet, unverzüglich bzw. zum Zeitpunkt des Ausscheidens der persönlich hafte...

	§ 7  Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft, Aufwendungsersatz und Vergütung
	(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich allein durch die persönlich haftende Gesellschafterin vertreten. Ausgenommen sind Rechtsbeziehungen zwischen der Gesellschaft einerseits und der persönlich haftenden Gesellschafterin und/oder ihren Organmitgliedern...
	(2) Der Gesellschafterausschuss kann die persönlich haftende Gesellschafterin und einzelne, mehrere oder sämtliche Mitglieder des Vertretungsorgans der persönlich haftenden Gesellschafterin generell oder für den Einzelfall von den Beschränkungen gemäß...
	(3) Prokuristen der Gesellschaft können nur in der Weise bestellt werden, dass sie gemeinsam mit der persönlich haftenden Gesellschafterin oder einem weiteren Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind.
	(4) Die Führung der Geschäfte der Gesellschaft obliegt der persönlich haftenden Gesellschafterin. Ausgenommen sind Rechtsbeziehungen zwischen der Gesellschaft einerseits und der persönlich haftenden Gesellschafterin und/oder ihren Organmitgliedern and...
	(5) Die Geschäftsführungsbefugnis der persönlich haftenden Gesellschafterin und des Gesellschafterausschusses umfasst auch außergewöhnliche Geschäftsführungsmaßnahmen. Das Zustimmungs- bzw. Widerspruchsrecht der Aktionäre in der Hauptversammlung bei a...
	(6) Der persönlich haftenden Gesellschafterin werden sämtliche Auslagen im Zusammenhang mit der Führung der Geschäfte der Gesellschaft, einschließlich der Vergütung ihrer Organmitglieder, ersetzt. Die persönlich haftende Gesellschafterin rechnet ihre ...
	(7) Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der Geschäftsführung der Gesellschaft und der Haftung von der Gesellschaft eine gewinn- und verlustunabhängige jährliche Vergütung in Höhe von 4 % ihres Grundkapitals, zuzüglich ein...
	(8) Im Verhältnis zu den Kommanditaktionären sind alle Vergütungen und Bezüge der persönlich haftenden Gesellschafterin ungeachtet etwa abweichender steuerlicher Vorschriften als Aufwand der Gesellschaft zu behandeln.
	(9) Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Organmitglieder werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämie...


	II.  Aufsichtsrat
	§ 8  Zusammensetzung, Wahlen, Amtszeit
	(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei (3) Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden.
	(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit durch die Hauptversammlung für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach B...
	(3) Eine Nachwahl für ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrats erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds des Aufsichtsrats, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend b...
	(4) Die Hauptversammlung kann für die von ihr gewählten Mitglieder des Aufsichtsrats gleichzeitig Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Bestellung festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats werden, wenn Mitglieder des Aufsich...
	(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder, im Falle einer Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden, gegenüber sei...
	(6) Geschäftsführende Mitglieder des Leitungsorgans der persönlich haftenden Gesellschafterin können nicht Mitglieder des Aufsichtsrats der Gesellschaft sein; die Mitgliedschaft als nicht geschäftsführendes Mitglied im Leitungsorgan der persönlich haf...

	§ 9  Vorsitzender und Stellvertreter
	(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl soll im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Mitglieder des Aufsichtsrats neu gewählt worden sind, erfolgen; zu dieser Sitzung bedarf es keiner ...
	(2) Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrats.
	(3) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat jeweils unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen.
	(4) Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat in allen Fällen, in denen er bei Verhinderung des Vorsitzenden in dessen Stellvertretung handelt, die gleichen Rechte wie der Vorsitzende.
	(5) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden und, wenn dieser verhindert ist, von seinem Stellvertreter abgegeben. Der Vorsitzende und bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter sind ermächtigt, Erkl...

	§ 10  Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats
	(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch Gesetz oder die Satzung zugewiesen werden. Wenn und solange der Gesellschafterausschuss der Gesellschaft nicht vollständig gemäß § 14 Abs. (1) dieser Satzung besetzt ist, nimmt der Aufsi...
	(2) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung der persönlich haftenden Gesellschafterin zu überwachen. Der Aufsichtsrat kann die Bücher und Schriften sowie die Vermögensgegenstände der Gesellschaft einsehen und prüfen.
	(3) In Abweichung zu § 287 Abs. 1 AktG führt der Gesellschafterausschuss die Beschlüsse der Kommanditaktionäre aus und vertritt die Kommanditaktionäre gegenüber der persönlich haftenden Gesellschafterin. In Abweichung zu § 284 Abs. 1 AktG entscheidet ...
	(4) Der Aufsichtsrat ist ohne Beschluss der Hauptversammlung befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur ihre Fassung betreffen.

	§ 11  Sitzungen und Beschlussfassung des Aufsichtsrats
	(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einberufung kann im Wege der elektronischen Kommunikation erfolgen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des Aufsichtsrats die ge...
	(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden geleitet.
	(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsrats können Sitzungen auch im Wege elektronischer Kommunikation stattfinden oder können Mitglie...
	(4) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Einladung enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden sind, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats widerspricht. Abw...
	(5) Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats dies unter Beachtung einer angemessenen ...
	(6) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen. In jedem Fall müssen drei (3) Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Abwesende Mitg...
	(7) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit das Gesetz oder die Satzung nicht zwingend etwas anderes bestimmen. Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent...
	(8) Über die Beschlüsse und Sitzungen (im Sinne von § 11 Abs (3)) des Aufsichtsrats sind Niederschriften zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung oder bei Beschlüssen außerhalb von Sitzungen (im Sinne von § 11 Abs. (3)) vom Vorsitzenden ...
	(9) Soweit nicht ausschließlich interne Organisationsfragen des Aufsichtsrats betroffen sind, hat jedes Mitglied des Leitungsorgans der persönlich haftenden Gesellschafterin grundsätzlich ein Anwesenheitsrecht bei den Sitzungen des Aufsichtsrats, sofe...

	§ 12  Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat
	Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung.

	§ 13  Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats
	(1) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats werden die in Ausübung ihres Amtes entstandenen notwendigen Auslagen erstattet, zu denen auch die anfallende Umsatzsteuer gehört.
	(2) Über die Höhe der Vergütung beschließt die Hauptversammlung. Die Hauptversammlung kann die Vergütung des Aufsichtsrats auch für die gesamte Wahlperiode festlegen.
	(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmitglieder einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien hierfür ent...


	III.  Gesellschafterausschuss
	§ 14  Zusammensetzung, Wahlen, Amtszeit
	(1) Der Gesellschafterausschuss besteht aus drei (3) Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden.
	(2) Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit durch die Hauptversammlung bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach de...
	(3) Eine Nachwahl für ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Mitglied des Gesellschafterausschusses erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds des Gesellschafterausschusses, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfo...
	(4) Die Hauptversammlung kann für die Mitglieder des Gesellschafterausschusses gleichzeitig Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Bestellung festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Gesellschafterausschusses werden, wenn Mitglieder des G...
	(5) Jedes Mitglied des Gesellschafterausschusses und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorsitzenden des Gesellschafterausschusses oder, im Falle einer Amtsniederlegung durch den Vor...
	(6) Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses können von der Hauptversammlung vor Ablauf ihrer Amtszeit abberufen werden. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst.
	(7) Geschäftsführende Mitglieder des Leitungsorgans der persönlich haftenden Gesellschafterin können nicht Mitglieder des Gesellschafterausschusses sein; die Mitgliedschaft als nicht geschäftsführendes Mitglied im Leitungsorgan der persönlich haftende...

	§ 15  Vorsitzender und Stellvertreter
	(1) Der Gesellschafterausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl soll im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Mitglieder des Gesellschafterausschusses neu gewählt worden sind, erfolgen; zu dieser Si...
	(2) Die Amtszeit des Vorsitzenden und seines Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Gesellschafterausschusses.
	(3) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der Gesellschafterausschuss jeweils unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen.
	(4) Stellvertreter haben die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Gesellschafterausschusses, wenn dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertretern gilt die bei ihrer Wahl bestimmte Reihenfolge.
	(5) Willenserklärungen des Gesellschafterausschusses werden namens des Gesellschafterausschusses durch den Vorsitzenden und, wenn dieser verhindert ist, von seinem Stellvertreter abgegeben. Der Vorsitzende und bei dessen Verhinderung sein Stellvertret...

	§ 16  Aufgaben und Befugnisse des Gesellschafterausschusses
	(1) Der Gesellschafterausschuss hat die Aufgabe, die ihm von der Hauptversammlung oder durch die Satzung übertragenen Angelegenheiten durchzuführen.
	(2) Der Gesellschafterausschuss hat Vertretungsmacht sowie Geschäftsführungsbefugnis für die Rechtsverhältnisse zwischen der Gesellschaft einerseits und der persönlich haftenden Gesellschafterin und/oder den Organmitgliedern der persönlich haftenden G...

	§ 17  Sitzungen und Beschlussfassungen des Gesellschafterausschusses
	(1) Die Sitzungen des Gesellschafterausschusses werden durch den Vorsitzenden unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einberufung kann im Wege der elektronischen Kommunikation erfolgen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des Gesellsc...
	(2) Die Sitzungen des Gesellschafterausschusses werden vom Vorsitzenden geleitet.
	(3) Beschlüsse des Gesellschafterausschusses werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Gesellschafterausschusses können Sitzungen auch im Wege elektronischer Kommunikation stattfi...
	(4) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Einladung enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden sind, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Gesellschafterausschusses wider...
	(5) Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen, wenn der Vorsitzende des Gesellschafterausschusses dies unter Beachtung einer a...
	(6) Der Gesellschafterausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. In jedem Fall müssen drei (3) Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Abwe...
	(7) Der Gesellschafterausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht die Satzung zwingend etwas anderes bestimmt.
	(8) Über die Beschlüsse und Sitzungen (im Sinne von § 17 Abs. (3)) des Gesellschafterausschusses sind Niederschriften zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen Sitzung oder bei Beschlüssen außerhalb von Sitzungen (im Sinne von § 17 Abs. (3)) vom ...
	(9) Soweit nicht ausschließlich interne Organisationsfragen des Gesellschafterausschusses betroffen sind, hat jedes Mitglied des Leitungsorgans der persönlich haftenden Gesellschafterin grundsätzlich ein Anwesenheitsrecht bei den Sitzungen des Gesells...

	§ 18  Geschäftsordnung für den Gesellschafterausschuss
	(1) Der Gesellschafterausschuss gibt sich im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Satzung eine Geschäftsordnung.
	(2) Soweit die Satzung es zulässt, kann der Gesellschafterausschuss ihm obliegende Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse und Rechte auf seinen Vorsitzenden oder einzelne seiner Mitglieder übertragen.

	§ 19  Vergütung der Mitglieder des Gesellschafterausschusses
	(1) Den Mitgliedern des Gesellschafterausschusses werden die in Ausübung ihres Amtes entstandenen notwendigen Auslagen erstattet, zu denen auch die anfallende Umsatzsteuer gehört.
	(2) Über die Höhe einer etwaigen Vergütung beschließt die Hauptversammlung. Die Hauptversammlung kann die Vergütung des Gesellschafterausschusses auch für die gesamte Wahlperiode festlegen.
	(3) Die Mitglieder des Gesellschafterausschusses werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organmitglieder einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien...

	§ 20  Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Mitglieder des Gesellschafterausschusses

	IV.  Hauptversammlung
	§ 21  Ort und Einberufung
	(1) Die Hauptversammlung wird vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit durch die persönlich haftende Gesellschafterin einberufen.
	(2) Die Hauptversammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der Gesellschaft, in Frankfurt am Main oder in einer Hauptstadt eines Bundeslandes der Bundesrepublik Deutschland statt.
	(3) Die Hauptversammlung ist mindestens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Mindestfrist einzuberufen.
	(4) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlungen der Gesellschaft ohne physische Präsenz der Kommanditaktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden (virtuelle Hau...
	(5) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, vor der Hauptversammlung Auskünfte auf der Internetseite der Gesellschaft zu erteilen, die dort mindestens sieben (7) Tage vor Beginn und ab diesem Zeitpunkt bis zum...

	§ 22  Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts
	(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben.
	(2) Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag...
	(3) Die Anmeldung muss in Textform (§ 126b BGB) oder auf einem sonstigen, von der Gesellschaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.
	(4) Der Nachweis des Aktienbesitzes nach § 22 Abs. (1) muss in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erfolgen; ein gemäß den Anforderungen des § 67c Abs. 3 AktG durch den Letztintermediär in Textform (§ 126b BGB) ausgestellter Nac...
	(5) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB), sofern in der Einberufung keine Erleichterung...
	(6) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Die persönlich haftende G...
	(7) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise i...
	(8) In der Hauptversammlung haben die Mitglieder des Leitungsorgans der persönlich haftenden Gesellschafterin ein Teilnahmerecht.

	§ 23  Leitung der Hauptversammlung und Abstimmung
	(1) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, oder ein von ihm bestimmtes anderes Mitglied des Aufsichtsrats führt den Vorsitz in der Hauptversammlung (Versammlungsleiter). Für den Fall, dass weder der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm hierfür b...
	(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und regelt den Ablauf der Hauptversammlung. Er kann sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung von Hilfspersonen bedienen. Er bestimmt die Reihenfolge der Redner un...
	(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre, insbesondere auch das Recht auf Nachfragen und Fragen zu neuen Sachverhalten, zeitlich angemessen zu beschränken. Er kann dabei insbesondere Beschränkungen der Redezeit...

	§ 24  Übertragung der Hauptversammlung
	(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzulassen. Die näheren Einzelheiten regelt die persönlich haftende Gesellschafterin.
	(2) Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats und des Gesellschafterausschusses an der Hauptversammlung kann in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen, sofern das jeweilige Mitglied seinen Wohnsitz im...

	§ 25  Beschlussfassung
	(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.
	(2) Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, sofern nicht nach zwing...
	(3) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die erforderliche Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den Personen statt, die die höchsten Stimmzahlen erhalten haben. Bei der Stichwahl entscheidet die höchste Stimmenzahl, bei ...
	(4) Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der Zustimmung der persönlich haftenden Gesellschafterin, soweit sie Angelegenheiten betreffen, für die bei einer Kommanditgesellschaft das Einverständnis der persönlich haftenden Gesellschafter und der...


	V.  Jahresabschluss und Gewinnverwendung
	§ 26  Rechnungslegung
	(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat den Jahresabschluss und, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht für das jeweils vorangegangene Geschäf...
	(2) Der Aufsichtsrat erteilt den Auftrag zur Prüfung durch den Abschlussprüfer. Vor der Zuleitung des Prüfungsberichts des Abschlussprüfers an den Aufsichtsrat ist der persönlich haftenden Gesellschafterin Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
	(3) Die persönlich haftende Gesellschafterin kann bei Aufstellung des Jahresabschlusses mit Zustimmung des Gesellschafterausschusses Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie ist darüber hinaus mit Zustimm...
	(4) Der Jahresabschluss wird durch Beschluss der Hauptversammlung mit Zustimmung der persönlich haftenden Gesellschafterin festgestellt.

	§ 27  Gewinnverwendung und ordentliche Hauptversammlung
	(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin, der Mitglieder des Aufsichtsrats und der Mitglieder des Gesellschafterausschusses sowie über die Wahl des Abschlu...
	(2) Die Anteile der Aktionäre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital.
	(3) Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung eine Verwendung des Bilanzgewinns im Wege einer Sachausschüttung beschließen. Sie kann in dem Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns Beträge in Gewinnrücklagen einstellen...


	VI.  Schlussbestimmungen
	§ 28  Gründungsaufwand und Kosten des Formwechsels
	(1) Die Kosten der Gründung und ihrer Vorbereitung, insbesondere Notarkosten, die Kosten der Eintragung im Handelsregister und der Bekanntmachungen trägt die Gesellschaft bis zu einem Gesamtaufwand von EUR 5.000,00.
	(2) Die Gesellschaft trägt den Gründungsaufwand in Bezug auf den Formwechsel der Private Assets AG in die Private Assets SE & Co. KGaA (insbesondere Notarkosten, Kosten der anwaltlichen und steuerlichen Beratung, Kosten der Gründungsprüfung, Kosten de...

	§ 29  Salvatorische Klausel



